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reich des verantwortlichen Organs durchzuführen. Die Durch­
führung von Hospitationen und Aussprachen in Betrieben und 
Einrichtungen der Berufsbildung außerhalb der Zuständig­
keit des verantwortlichen Organs bedürfen der Abstimmung 
zwischen dem Leiter des verantwortlichen Organs mit dem 
jeweils zuständigen übergeordneten Organ dieser Betriebe 
und Einrichtungen der Berufsbildung.

§7
Aufgaben der verantwortlichen Organe

(1) Das verantwortliche Organ gewährleistet durch lang­
fristige Leitung und Planung des Prozesses der Bestimmung 
und Weiterentwicklung des Inhalts und Profils eines Fach­
arbeiterberufes und in Zusammenarbeit mit dem übergeord­
neten zentralen Staatsorgan sowie dem zuständigen Fach­
verlag, daß bei Einführung einer neuen Ausbildungsunter­
lage die Ausrüstungsnormative, die berufsbildende Literatur, 
die Unterrichtshilfen vorliegen und die Vorbereitung der 
Lehrkräfte auf die Einführung dieser Ausbildungsdokumente 
frühzeitig erfolgen kann. Das Berufsbild für die Berufsbera­
tung ist dem Staatssekretariat für Berufsbildung zu einem 
Zeitpunkt einzureichen, der die Veröffentlichung für die Be­
rufsaufklärung und -Orientierung der Schulabgänger 1 Jahr 
vor Einführung einer Ausbildungsunterlage sichert.

(2) Das verantwortliche Organ gewährleistet die systema­
tische Anleitung, Unterstützung und Kontrolle der Arbeit 
der Berufsfachkommission und die zur Lösung der Aufgaben 
notwendigen Bedingungen. Dazu ist es in Wahrnehmung sei­
ner Verantwortung insbesondere verpflichtet:
a) konkrete Vorgaben und Aufträge zum Inhalt der Arbeits- 

Planung zu erteilen, die Arbeitspläne zu bestätigen, bei 
ihrer Realisierung Hilfe und Unterstützung zu geben und 
die Erfüllung der gestellten Aufgaben zu kontrollieren;

b) die Mitglieder der Berufsfachkommission über die wis­
senschaftlich-technische Entwicklung, die Veränderungen 
in den Arbeitsinhalten und Arbeitsanforderungen und ihre 
Konsequenzen für die Berufsstruktur und den Ausbil­
dungsinhalt zu informieren;

c) die von der Berufsfachkommission erarbeitete Ausbil­
dungsunterlage zu prüfen, nach Begutachtung und Ver­
teidigung zu bestätigen und dem Staatssekretariat für Be­
ruf sbildung zur Verbindlichkeitserklärung einzureichen;

d) die Ausrüstungsnormative und Unterrichtshilfen sowie die 
Vorschläge für die Entwicklung bzw. Vervollständigung 
der berufsbildenden Literatur und die berufsspezifische 
Weiterbildung der Lehrkräfte zu bestätigen.

(3) Das verantwortliche Organ unterstützt die Mitglieder 
der Berufsfachkommission bei der Lösung der ihnen über­
tragenen Aufgaben unter Nutzung der vielfältigen Formen 
der Weiterbildung im Prozeß der Arbeit, insbesondere durch 
Betriebsbesuche, Expertenkonsultationen, Literaturstudium, 
Teilnahme an Veranstaltungen und Lehrgängen u. ä.

(4) Zum Erwerb von Arbeitsfertigkeiten in der Berufsaus­
bildung, deren Ausübung Jugendlichen unter 18 Jahren auf 
Grund von Rechtsvorschriften im Arbeitsprozeß nicht ge­
stattet ist, hat der Leiter des verantwortlichen Organs in 
Übereinstimmung mit der zuständigen Gewerkschaftsleitung 
vor der Bestätigung der Ausbildungsunterlage bei dem dafür 
zuständigen Staatsorgan eine Genehmigung zu beantragen.

(5) Das verantwortliche Organ schafft die erforderlichen 
materiellen Voraussetzungen für eine zielgerichtete und plan­
mäßige Tätigkeit der Berufsfachkommission. Dazu sind jähr­
lich die notwendigen finanziellen Mittel (z. B. Honorare, Ko­
sten für Tagungsräume und Dienstreisen, Mittel für Ziel­
prämien und Auszeichnungen) entsprechend den Rechtsvor­
schriften zu planen.

(6) Durch das verantwortliche Organ ist die Arbeit in der 
Berufsfachkommission ideell und materiell anzuerkennen. Da­
bei ist die Arbeit der Mitglieder aus anderen Betrieben nach 
vorheriger Abstimmung mit dem Leiter des Betriebes, von

dem die Delegierung zur Mitarbeit in der Berufsfachkom­
mission erfolgte, gleichfalls zu würdigen.

Schlußbestimmungen

§ 8
Die Minister und Leiter anderer zentraler Staatsorgane kön­

nen auf der Grundlage dieser Anordnung für ihren Verant­
wortungsbereich spezifische Festlegungen für die Arbeit der 
Berufsfachkommission, das Zusammenwirken mit den Zen­
tralstellen für Berufsbildung bzw. gleichgearteten Einrich­
tungen, das Verfahren zur Einreichung der erarbeiteten Ma­
terialien und zur Planung finanzieller Mittel entsprechend 
den Rechtsvorschriften treffen.

§ 9
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 

Kraft.
(2) Gleichzeitig treten die §§ 2 und 3 der Anordnung vom 

14. Oktober 1969 über die Entwicklung, Herstellung und Be­
reitstellung berufsspezifischer Unterrichtsmittel (GBl. II 
Nr. 88 S. 539) außer Kraft.

Berlin, den 25. Februar 1982

Der Staatssekretär für Berufsbildung
W e i d e m a n n

Anordnung 
über den Einsatz von Werkstoffen 

sowie die Anwendung 
von Berechnungs-, Herstellungs­

und Ausrüstungsvorschriften 
für Anlagen der Dampf- und Drucktechnik 

— WBV-Anordnung — 
vom 29. März 1982

Im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Arbeit und 
Löhne, dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes und in Abstimmung mit den Leitern der an­
deren zuständigen zentralen Staatsorgane wird folgendes an­
geordnet:

§ 1
Die Leiter von Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen, 

die Werkstoffe für Anlagen der Dampf- und Drucktechnik 
entwickeln, hersteilen oder anwenden, sind dafür verantwort­
lich, daß die zum Einsatz kommenden Werkstoffe den An­
forderungen an die technische Sicherheit aus Rechtsvorschrif­
ten sowie aus den speziellen Einsatzbedingungen genügen. 
Bei der Neu- und Weiterentwicklung von Werkstoffen sind 
die Hersteller und Anwender zu enger Zusammenarbeit ver­
pflichtet. Die durchzuführenden Eignungsprüfungen sind auf 
der Grundlage der Anlage zu vereinbaren.

§ 2
Für den Einsatz von Werkstoffen sowie für die Berechnung, 

Herstellung und Ausrüstung von Anlagen der Dampf- und 
Drucktechnik sind die Werkstoff- und Bauvorschriften für 
Anlagen der Dampf- und Drucktechnik (WBV)1 verbindlich.

§3
(1) Werkstoffe, die in überwachungspflichtigen Anlagen 

gemäß § 2 eingesetzt werden, bedürfen einer Zulassung durch 
das Staatliche Amt für Technische Überwachung (nachfol­
gend Amt genannt). Die in der Berechnungsvorschrift BV 30 
der WBV verzeichneten Werkstoffe gelten als zugelassen. 
Werden ihre mechanisch-technologischen Eigenschaften, che-

l Gegenwärtig gilt die 9. Auflage der WBV, Verlag Technik, Berlin
1981.


